
Zeitenwende? Deutschlands Umgang mit dem 
wiederkehrenden Antisemitismus
Diese Analyse beleuchtet die alarmierende Wiederkehr antisemitischer Tendenzen in Deutschland und hinterfragt kritisch 
die politische Reaktion darauf. Das Dokument betrachtet die historische Entwicklung des Antisemitismus in Deutschland 
seit dem Zweiten Weltkrieg, analysiert die Auswirkungen der Migrationsbewegungen seit 2015 und fordert ein 
konsequentes Vorgehen gegen Hass und Gewalt. Es werden konkrete Handlungsempfehlungen für Politik und 
Gesellschaft vorgestellt, um dem erneuten Aufkeimen von Judenhass entgegenzuwirken und die demokratischen 
Grundwerte Deutschlands zu verteidigen.



Die historische Aufarbeitung des 
Antisemitismus in Deutschland
Die Aufarbeitung der nationalsozialistischen Verbrechen und des tief verwurzelten Antisemitismus in Deutschland war ein 
langwieriger, generationenübergreifender Prozess. Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs vor 80 Jahren brauchte die 
deutsche Gesellschaft Jahrzehnte, um sich ernsthaft mit ihrer Vergangenheit auseinanderzusetzen. Die vollständige 
Integration dieser Aufarbeitung in das kollektive Bewusstsein dauerte bis weit ins 21. Jahrhundert hinein.

11945-1960er
Phase der Verdrängung und Verleugnung. Viele 
Deutsche, die während des Nationalsozialismus 

aufgewachsen waren, trugen antisemitische 
Vorurteile weiter. In der Öffentlichkeit und im 

privaten Umfeld wurden judenfeindliche Witze und 
Erzählungen toleriert.

2 1970er-1990er
Beginn der kritischen Auseinandersetzung. Die 
Nachkriegsgeneration begann, Fragen zu stellen 
und Verantwortung einzufordern. Der Holocaust 
wurde zunehmend Teil der schulischen Bildung 
und des öffentlichen Diskurses.31990er-2000er

Institutionalisierung der Erinnerungskultur. 
Errichtung zentraler Gedenkstätten, Mahnmale 
und Bildungseinrichtungen. Die in den 1980er 

Jahren Geborenen wuchsen bereits in einer 
Gesellschaft auf, in der offener Antisemitismus 

weitgehend geächtet war.

4 Ab 2000
Scheinbare Überwindung des gesellschaftlichen 
Antisemitismus. Deutschland galt international als 
Vorbild für die Aufarbeitung seiner Vergangenheit. 
Das Thema Antisemitismus schien in der 
Mehrheitsgesellschaft kaum noch relevant.

Diese Entwicklung war maßgeblich durch einen Generationenwechsel geprägt. Menschen, die um 1925 geboren wurden, 
wuchsen in einem Umfeld auf, in dem antisemitische Einstellungen systematisch gefördert und staatlich sanktioniert 
wurden. Die Indoktrination begann im Kindesalter und prägte ihre Weltanschauung nachhaltig. Selbst nach der 
Konfrontation mit den Gräueltaten des Holocaust gelang es vielen nicht, diese tief verankerten Vorurteile vollständig 
abzulegen.

Erst mit dem allmählichen Ableben dieser Generation und dem Heranwachsen neuer Generationen, die in einem 
demokratischen Deutschland sozialisiert wurden, konnte ein grundlegender gesellschaftlicher Wandel stattfinden. Die in 
den 1960er Jahren Geborenen erlebten noch den Nachhall dieser Einstellungen, während die Generation der 1980er Jahre 
bereits in einem Umfeld aufwuchs, das von Weltoffenheit und kritischer Distanz zu jeder Form von Antisemitismus geprägt 
war.

Deutschland hatte einen langen und schmerzhaften Weg der Auseinandersetzung mit seiner Vergangenheit beschritten 
und schien um das Jahr 2000 an einem Punkt angelangt zu sein, an dem Antisemitismus als überwunden galt. Das Land 
hatte sich international als Vorreiter einer erfolgreichen Vergangenheitsbewältigung positioniert und genoss diesbezüglich 
weltweite Anerkennung. Diese positive Entwicklung sollte jedoch nicht von Dauer sein.



Die Wende seit 2015: Neue Herausforderungen 
durch Migration
Das Jahr 2015 markiert eine entscheidende Zäsur in der jüngeren 
deutschen Geschichte. Mit der Aufnahme von über einer Million 
Geflüchteten, vorwiegend aus dem Nahen Osten und Nordafrika, sah 
sich Deutschland mit kulturellen und gesellschaftlichen 
Herausforderungen konfrontiert, die bis heute nachwirken. Ein 
besonders problematischer Aspekt dieser Entwicklung ist die 
Wiederkehr antisemitischer Einstellungen und Handlungen, die in 
manchen Herkunftsländern der Migranten tief verwurzelt sind.

Die Flüchtlingswelle, die 2015 begann und bis heute anhält, hat 
Menschen nach Deutschland gebracht, deren Sozialisation in 
Gesellschaften stattfand, in denen Antisemitismus und Feindseligkeit 
gegenüber Israel oftmals Teil des politischen und religiösen 
Mainstreams sind. In vielen Ländern des Nahen Ostens werden 
antisemitische Narrative staatlich gefördert und über Bildungssysteme, 
Medien und religiöse Institutionen verbreitet. Diese Einstellungen sind 
nicht selten mit einer grundsätzlichen Ablehnung westlicher, 
demokratischer Werte verbunden.

Es wäre jedoch falsch und vereinfachend, die Problematik ausschließlich auf Migration zurückzuführen. Der Antisemitismus 
in Deutschland hat verschiedene Quellen und Erscheinungsformen:

Rechtsextremer 
Antisemitismus
Traditionell in Deutschland 
verankert, basierend auf 
rassistischen Ideologien und 
Verschwörungstheorien. Wird 
durch rechtsextreme Parteien und 
Gruppierungen verbreitet.

Linksextremistischer 
Antisemitismus
Oft getarnt als "Antizionismus" und 
Kritik an Israel. Manifestiert sich in 
einer einseitigen Verurteilung 
Israels und der Gleichsetzung mit 
dem Apartheidsregime.

Islamistischer 
Antisemitismus
Verbindet religiöse mit politischen 
Motiven. Starke Verbreitung in 
bestimmten migrantischen Milieus 
mit Wurzeln im Nahen Osten und 
Nordafrika.

Die aktuelle Situation zeigt besorgniserregende Parallelen zu den 1930er Jahren. Auf deutschen Straßen werden wieder 
offen antisemitische Parolen skandiert, jüdische Bürgerinnen und Bürger fühlen sich bedroht und vermeiden es 
zunehmend, als Juden erkennbar zu sein. Die Angriffe richten sich nicht nur gegen Juden, sondern zunehmend auch 
gegen Christen und andere Nichtmuslime, die ihre religiöse Identität sichtbar zum Ausdruck bringen.

Diese Entwicklung stellt die deutsche Gesellschaft vor eine fundamentale Herausforderung. Der mühsam erarbeitete 
gesellschaftliche Konsens, dass Antisemitismus in Deutschland keinen Platz haben darf, droht zu erodieren. Die Integration 
von Menschen mit fundamental anderen Wertvorstellungen erfordert mehr als nur organisatorische Maßnahmen 3 sie 
verlangt eine klare Positionierung zu den unverrückbaren Grundwerten der deutschen Gesellschaft und deren konsequente 
Vermittlung.



Das Demonstrationsrecht und seine Grenzen
Das Recht auf Versammlungs- und Demonstrationsfreiheit ist ein hohes Gut in einer demokratischen Gesellschaft und im 
deutschen Grundgesetz verankert. Es ermöglicht Bürgerinnen und Bürgern, ihre Meinung öffentlich kundzutun und am 
politischen Willensbildungsprozess teilzunehmen. Ursprünglich als "Deutsches Grundrecht" im Artikel 8 des Grundgesetzes 
konzipiert, wurde dieses Recht durch europäisches Recht und das Versammlungsgesetz auf alle Menschen ausgeweitet - 
unabhängig von ihrer Staatsbürgerschaft.

Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versammeln.

Diese verfassungsrechtliche Grundlage ermöglicht es auch Ausländern und Migranten, in Deutschland zu demonstrieren 
und ihre politischen Anliegen öffentlich zu artikulieren. Dies ist grundsätzlich ein positiver Ausdruck demokratischer Teilhabe 
und Offenheit. Allerdings unterliegt dieses Recht wichtigen Einschränkungen, die in der gegenwärtigen Situation besondere 
Beachtung verdienen.

Friedlichkeit
Demonstrationen müssen friedlich verlaufen. Jede 
Form von Gewalt gegen Personen oder Sachen ist 
untersagt und führt zum Verlust des grundgesetzlichen 
Schutzes.

Waffenlosigkeit
Das Mitführen von Waffen jeder Art ist bei 
Versammlungen strikt verboten. Dies umfasst auch 
Gegenstände, die als Waffen eingesetzt werden 
können.

Keine Vermummung
Die Verhinderung der Identifizierung durch 
Vermummung oder andere Mittel ist untersagt, da sie 
die Strafverfolgung bei Gesetzesverstößen erschwert.

Keine Volksverhetzung
Äußerungen, die zum Hass gegen Teile der 
Bevölkerung aufstacheln oder zu Gewalt aufrufen, sind 
strafbar nach §130 StGB.

Bei zahlreichen Demonstrationen der jüngeren Vergangenheit, insbesondere im Kontext des Nahostkonflikts, wurden diese 
Grenzen regelmäßig überschritten. Was als politische Meinungsäußerung deklariert wird, entpuppt sich bei näherer 
Betrachtung oft als Plattform für Hass, Gewalt und die Verbreitung extremistischer Ideologien. Parolen wie "From the river 
to the sea, Palestine will be free", die implizit die Auslöschung des Staates Israel fordern, oder offene Aufrufe zur Tötung 
von Juden überschreiten eindeutig die Grenzen der Meinungsfreiheit.

Besonders problematisch ist die Beobachtung, dass zu diesen Demonstrationen mittlerweile Menschen aus dem Ausland 
gezielt nach Deutschland reisen, um hier ihre extremistischen Botschaften zu verbreiten. Die taktische Platzierung von 
Frauen, Kindern und gebrechlichen Personen in den vorderen Reihen - eine Strategie, die aus dem Taktikhandbuch 
terroristischer Organisationen wie der Hamas bekannt ist - erschwert zudem das Eingreifen der Polizei bei eskalierenden 
Situationen.

Die Polizeibeamtinnen und -beamten, die bei diesen Einsätzen ihre Gesundheit und mitunter ihr Leben riskieren, werden 
durch die derzeitige Genehmigungspraxis solcher Versammlungen einem unzumutbaren Risiko ausgesetzt. Die Frage 
nach der Verhältnismäßigkeit drängt sich auf: Ist es vertretbar, das Demonstrationsrecht zu gewähren, wenn absehbar ist, 
dass es zur Plattform für Volksverhetzung, Gewaltverherrlichung und die Propagierung terroristischer Ideologien 
missbraucht wird?



Aktuelle Manifestationen des Antisemitismus
Die gegenwärtigen antisemitischen Tendenzen in Deutschland manifestieren sich in verschiedenen Formen und Kontexten. 
Besonders seit dem Hamas-Terrorangriff auf Israel am 7. Oktober 2023 und der darauffolgenden militärischen Reaktion 
Israels ist eine deutliche Zunahme judenfeindlicher Vorfälle zu verzeichnen. Diese reichen von verbalen Anfeindungen über 
Sachbeschädigungen bis hin zu körperlichen Angriffen auf jüdische Mitbürgerinnen und Mitbürger.

Symbolische Akte

Physische Angriffe Verbale Belästigung
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körperli
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Auf den Straßen deutscher Großstädte werden bei Demonstrationen offen antisemitische Parolen skandiert. Darunter fallen 
Äußerungen, die den Holocaust relativieren oder leugnen, die Existenzberechtigung Israels in Frage stellen oder direkt zur 
Gewalt gegen Juden aufrufen. Besonders besorgniserregend ist, dass solche Äußerungen nicht mehr nur von 
gesellschaftlichen Randgruppen kommen, sondern zunehmend in der Mitte der Gesellschaft toleriert oder sogar unterstützt 
werden.

Die folgenden Beispiele verdeutlichen die Bandbreite und Intensität aktueller antisemitischer Vorfälle:

Ort Vorfall Kontext

Berlin Verbrennen israelischer Flaggen, 
Skandieren von "Tod den Juden"-
Rufen

Pro-palästinensische Demonstration

Hamburg Angriff auf einen als Juden 
erkennbaren Mann

Öffentlicher Raum

Köln Beschmierung einer Synagoge mit 
antisemitischen Symbolen

Gezielte Sachbeschädigung

Frankfurt Einschüchterung jüdischer 
Studierender

Universitätscampus

München Boykottaufrufe gegen jüdische 
Geschäfte

Soziale Medien und Flugblätter

Auch im digitalen Raum hat der Antisemitismus deutlich zugenommen. Auf sozialen Medien wie TikTok, Instagram und 
Telegram verbreiten sich judenfeindliche Inhalte mit alarmierender Geschwindigkeit. Besonders junge Menschen werden 
durch geschickt aufbereitete Propaganda beeinflusst, die komplexe geopolitische Zusammenhänge auf simplifizierende 
und oft faktisch falsche Narrative reduziert.

Besorgniserregend ist zudem, dass sich die Anfeindungen nicht mehr nur gegen Juden richten, sondern zunehmend auch 
gegen andere religiöse und weltanschauliche Gruppen. Christen, die offen religiöse Symbole wie das Kreuz tragen, sehen 
sich in bestimmten Stadtteilen vermehrt Anfeindungen ausgesetzt. Dies deutet auf eine generelle Zunahme religiöser 
Intoleranz hin, die mit dem Erstarken fundamentalistischer Strömungen einhergeht.

Die staatlichen Reaktionen auf diese Entwicklungen erscheinen vielen Beobachtern als unzureichend. Während die Polizei 
bei offensichtlichen Gesetzesverstößen einschreitet, fehlt es oft an einem konsequenten politischen und gesellschaftlichen 
Vorgehen gegen die Wurzeln des neuen Antisemitismus. Die Genehmigung weiterer Demonstrationen, bei denen mit hoher 
Wahrscheinlichkeit antisemitische Parolen gerufen werden, sendet ein fatales Signal an die jüdische Gemeinschaft in 
Deutschland.



Versagen staatlicher Institutionen
Angesichts der eskalierenden antisemitischen Vorfälle in Deutschland stellt sich die Frage nach der Effektivität und 
Entschlossenheit staatlicher Reaktionen. Trotz der offensichtlichen Gefahren und wiederholter Gesetzesverstöße bei 
Demonstrationen werden weiterhin Genehmigungen für Versammlungen erteilt, bei denen antisemitische und 
volksverhetzende Inhalte zu erwarten sind. Diese Praxis wirft grundlegende Fragen zur Handlungsfähigkeit und zum 
politischen Willen der verantwortlichen Behörden auf.

Versäumnisse auf behördlicher Ebene

Unzureichende Prüfung von 
Demonstrationsanmeldungen hinsichtlich zu 
erwartender Gesetzesverstöße

Mangelnde Konsequenz bei der Durchsetzung von 
Auflagen und Verboten

Fehlende personelle und materielle Ressourcen für die 
Polizei zur Bewältigung eskalierende Situationen

Unklare Weisungslage und Handlungsanweisungen für 
Einsatzkräfte

Verzögerte und unzureichende strafrechtliche 
Verfolgung von dokumentierten Straftaten

Politische Defizite

Fehlende klare Positionierung politischer 
Entscheidungsträger

Angst vor dem Vorwurf der Islamophobie oder 
Fremdenfeindlichkeit

Unzureichende Abstimmung zwischen Bund und 
Ländern

Mangelnde legislative Initiativen zur Verschärfung 
relevanter Gesetze

Unzureichende finanzielle Förderung präventiver 
Maßnahmen gegen Antisemitismus

Die Polizeibeamtinnen und -beamten, die bei den Demonstrationen für Sicherheit sorgen sollen, befinden sich in einer 
äußerst schwierigen Lage. Sie sind oft unterbesetzt, unzureichend ausgestattet und mit widersprüchlichen 
Handlungsanweisungen konfrontiert. Die Beamten müssen zwischen der Wahrung der Versammlungsfreiheit und dem 
Einschreiten bei Straftaten abwägen, was in der Praxis kaum zu bewältigen ist, insbesondere wenn Provokateure gezielt 
Frauen und Kinder in die vordersten Reihen stellen.

Ein weiteres Problem ist die mangelnde Konsequenz bei der strafrechtlichen Verfolgung. Obwohl bei Demonstrationen 
zahlreiche Straftaten dokumentiert werden, führen diese selten zu Anklagen und Verurteilungen. Dies vermittelt den Tätern 
den Eindruck, dass ihre Handlungen ohne Konsequenzen bleiben, und ermutigt zu weiteren Gesetzesverstößen.

1 Fehlende Abschreckung
Die geringe Wahrscheinlichkeit 
strafrechtlicher Konsequenzen 
mindert die abschreckende 
Wirkung bestehender Gesetze. 
Täter kalkulieren ein, dass sie 
selbst bei offensichtlichen 
Verstößen kaum mit 
ernsthaften Sanktionen 
rechnen müssen.

2 Signalwirkung an die 
Gesellschaft
Die wahrgenommene 
Untätigkeit staatlicher Organe 
sendet ein fatales Signal an die 
Gesellschaft: Antisemitismus 
wird geduldet, und der Staat ist 
nicht willens oder in der Lage, 
seine jüdischen Bürgerinnen 
und Bürger zu schützen.

3 Internationaler 
Reputationsverlust
Deutschland hat über 
Jahrzehnte international für 
seine vorbildliche Aufarbeitung 
der NS-Vergangenheit 
Anerkennung gefunden. Das 
gegenwärtige Versagen im 
Umgang mit Antisemitismus 
untergräbt diese Position und 
schadet dem Ansehen des 
Landes.

Die politischen Entscheidungsträger scheinen in einer Paralysierung gefangen zu sein. Einerseits bekennen sie sich 
rhetorisch zum Kampf gegen Antisemitismus, andererseits fehlt es an konkreten, wirksamen Maßnahmen. Diese 
Diskrepanz zwischen Worten und Taten untergräbt das Vertrauen der Bevölkerung in die Handlungsfähigkeit des Staates 
und verstärkt das Gefühl der Verunsicherung, insbesondere in der jüdischen Gemeinschaft.

Die viel beschworene "Zeitenwende", die nach dem russischen Angriff auf die Ukraine eine Neuausrichtung deutscher 
Politik einleiten sollte, muss dringend auch im Bereich der inneren Sicherheit und des gesellschaftlichen Zusammenhalts 
stattfinden. Es bedarf einer ehrlichen Bestandsaufnahme der gegenwärtigen Defizite und eines entschlossenen Handelns, 
um den demokratischen Rechtsstaat zu verteidigen und den Schutz aller Bürgerinnen und Bürger zu gewährleisten.



Gesellschaftliche Auswirkungen des neuen 
Antisemitismus
Die zunehmende Verbreitung antisemitischer Einstellungen und Handlungen hat tiefgreifende Auswirkungen auf die 
deutsche Gesellschaft, die weit über die unmittelbar betroffene jüdische Gemeinschaft hinausreichen. Wir erleben eine 
schleichende Erosion gesellschaftlicher Normen und Werte, die über Jahrzehnte mühsam aufgebaut wurden.

1 Angriff auf Grundwerte

2 Bedrohung jüdischen Lebens

3 Gesellschaftliche Polarisierung

4 Unterminierung des Rechtsstaats

5 Internationaler Reputationsverlust

Für die jüdische Gemeinschaft in Deutschland bedeutet die aktuelle Entwicklung eine massive Einschränkung ihrer 
Lebensqualität und persönlichen Sicherheit. Jüdische Bürgerinnen und Bürger sehen sich gezwungen, ihre religiöse 
Identität in der Öffentlichkeit zu verbergen. Kippa, Davidstern und andere religiöse Symbole werden aus Angst vor 
Anfeindungen oder tätlichen Angriffen vermieden. Jüdische Einrichtungen wie Synagogen, Schulen und Gemeindezentren 
müssen unter massivem Polizeischutz stehen 3 ein Zustand, der in einer offenen, demokratischen Gesellschaft nicht 
hinnehmbar sein sollte.

Wenn Juden in Deutschland ihre Identität verbergen müssen, um sicher zu sein, haben wir als Gesellschaft versagt.

Die zunehmende Polarisierung der Gesellschaft ist eine weitere bedenkliche Folge. Der Nahostkonflikt wird 
instrumentalisiert, um bestehende gesellschaftliche Gräben zu vertiefen. Dabei entstehen zunehmend geschlossene 
Meinungsblasen, in denen komplexe geopolitische Zusammenhänge auf simple Gut-Böse-Schemata reduziert werden. Ein 
sachlicher Dialog wird dadurch immer schwieriger, was zu einer weiteren Verhärtung der Fronten führt.

Besonders besorgniserregend ist die Beobachtung, dass antisemitische Einstellungen zunehmend in die Mitte der 
Gesellschaft vordringen. Was früher nur in extremistischen Randgruppen vertreten wurde, findet heute in abgeschwächter 
Form Eingang in den Mainstream. Diese Normalisierung des Antisemitismus vollzieht sich schleichend, oft getarnt als 
legitime Kritik an Israel oder als vermeintliche Solidarität mit den Palästinensern.

Auch im Bildungsbereich werden die Auswirkungen spürbar. Lehrerinnen und Lehrer berichten von zunehmenden 
Schwierigkeiten, Themen wie den Holocaust oder den Nahostkonflikt im Unterricht zu behandeln. In Klassen mit hohem 
Anteil an Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund aus dem arabischen Raum stoßen sie oft auf verfestigte 
antisemitische Narrative, die durch das Elternhaus, soziale Medien oder religiöse Einrichtungen vermittelt wurden.

Der internationale Reputationsverlust Deutschlands ist eine weitere Folge der aktuellen Entwicklungen. Das Land, das 
nach dem Zweiten Weltkrieg als Vorbild für die Aufarbeitung historischer Schuld und den Kampf gegen Antisemitismus galt, 
verliert zunehmend an Glaubwürdigkeit. Die Bilder von antisemitischen Demonstrationen auf deutschen Straßen 
erschüttern das internationale Vertrauen in die Stabilität der deutschen Demokratie und den gesellschaftlichen Konsens 
gegen jede Form von Judenhass.

Die langfristigen gesellschaftlichen Kosten dieser Entwicklung sind kaum zu überschätzen. Eine Gesellschaft, die zulässt, 
dass eine religiöse Minderheit in Angst leben muss, verliert ihre moralische Integrität und untergräbt die Grundlagen des 
demokratischen Zusammenlebens. Die Bekämpfung des Antisemitismus ist daher nicht nur eine Frage des Schutzes 
jüdischer Mitbürgerinnen und Mitbürger, sondern eine zentrale Herausforderung für die Bewahrung der offenen, 
pluralistischen Gesellschaft insgesamt.



Internationale Perspektive und Vergleich
Der Anstieg antisemitischer Vorfälle ist kein isoliert deutsches Phänomen, sondern Teil einer besorgniserregenden globalen 
Entwicklung. In zahlreichen westlichen Demokratien sind ähnliche Tendenzen zu beobachten, allerdings mit 
unterschiedlichen Ausprägungen und Reaktionsmustern. Ein internationaler Vergleich kann wertvolle Einblicke liefern und 
mögliche Handlungsoptionen aufzeigen.

75%
Anstieg antisemitischer 

Vorfälle in der EU
Seit Oktober 2023 im Vergleich zum 

Vorjahreszeitraum

53%
Jüdische EU-Bürger

Die antisemitische Bedrohung als 
ernstes Problem wahrnehmen

45%
Online-Hassrede

Zunahme antisemitischer Inhalte in 
sozialen Medien seit Oktober 2023

In Frankreich, dem Land mit der größten jüdischen Gemeinschaft in Europa, hat die Regierung bereits 2018 eine 
umfassende Strategie gegen Antisemitismus verabschiedet. Diese umfasst verstärkte Sicherheitsmaßnahmen für jüdische 
Einrichtungen, konsequente strafrechtliche Verfolgung antisemitischer Straftaten, Bildungsinitiativen und Maßnahmen 
gegen Hassrede im Internet. Trotz dieser Bemühungen sieht sich die jüdische Gemeinschaft in Frankreich weiterhin mit 
erheblichen Bedrohungen konfrontiert, was zu einer verstärkten Auswanderung nach Israel geführt hat.

Die Niederlande haben einen bemerkenswerten Ansatz 
gewählt, indem sie einen nationalen Koordinator zur 
Bekämpfung von Antisemitismus ernannt haben. Diese 
Position ist mit weitreichenden Befugnissen ausgestattet 
und ermöglicht eine kohärente, ressortübergreifende 
Strategie. Zudem gibt es spezielle Polizeieinheiten, die auf 
die Bekämpfung von Hassverbrechen spezialisiert sind, 
und ein engmaschiges Monitoring antisemitischer Vorfälle.

In den Vereinigten Staaten hat der Kampf gegen 
Antisemitismus eine lange Tradition. 
Nichtregierungsorganisationen wie die Anti-Defamation 
League spielen eine zentrale Rolle bei der Dokumentation 
und Bekämpfung antisemitischer Vorfälle. Gleichzeitig gibt 
es auf bundesstaatlicher und nationaler Ebene Gesetze, 
die Hassverbrechen unter besondere Strafe stellen. Die 
jüngsten Entwicklungen an amerikanischen Universitäten 
zeigen jedoch, dass auch dort antisemitische Tendenzen 
zunehmen.

Ein interessanter Kontrast zeigt sich im Vergleich mit Österreich. Trotz seiner historischen Verstrickung in den 
Nationalsozialismus hat das Land in den letzten Jahren entschlossene Maßnahmen gegen Antisemitismus ergriffen. Dazu 
gehören ein striktes Vorgehen gegen islamistischen Extremismus, die Einrichtung einer Dokumentationsstelle für 
politischen Islam und umfassende Bildungsprogramme. Diese Politik wurde international anerkannt und hat zu einer 
spürbaren Verbesserung der Sicherheitslage für jüdische Bürgerinnen und Bürger geführt.

Im Gegensatz dazu steht die Situation in Schweden. Dort hat die massive Zuwanderung aus dem Nahen Osten, kombiniert 
mit einer zögerlichen Integrationspolitik, zu erheblichen Problemen geführt. Die Stadt Malmö gilt mittlerweile als Brennpunkt 
antisemitischer Vorfälle, was zur Abwanderung eines Großteils der jüdischen Gemeinde geführt hat. Die schwedische 
Erfahrung verdeutlicht die Risiken einer Politik, die kulturelle und religiöse Konflikte nicht aktiv adressiert.

Aus dem internationalen Vergleich lassen sich mehrere Erkenntnisse für Deutschland ableiten:

Die Einrichtung einer zentralen Koordinierungsstelle mit weitreichenden Befugnissen kann die Effektivität der 
Maßnahmen gegen Antisemitismus erhöhen.

1.

Eine konsequente strafrechtliche Verfolgung antisemitischer Straftaten ist essentiell für die Abschreckung potenzieller 
Täter.

2.

Bildungsprogramme müssen speziell auf die Herausforderungen durch importierten Antisemitismus zugeschnitten sein.3.

Die Einbindung der Zivilgesellschaft und insbesondere muslimischer Gemeinden ist entscheidend für langfristige 
Erfolge.

4.

Maßnahmen gegen Online-Hassrede müssen verstärkt werden, um die Verbreitung antisemitischer Narrative 
einzudämmen.

5.

Deutschland sollte von diesen internationalen Erfahrungen lernen und einen eigenen, an die spezifischen historischen und 
gesellschaftlichen Bedingungen angepassten Weg finden. Dabei darf die besondere historische Verantwortung 
Deutschlands nicht als Last, sondern muss als Verpflichtung zu besonderer Entschlossenheit verstanden werden.



Handlungsempfehlungen für Politik und 
Gesellschaft
Angesichts der alarmierenden Zunahme antisemitischer Vorfälle und der offensichtlichen Defizite in der bisherigen 
Reaktion sind entschlossene Maßnahmen dringend erforderlich. Die folgenden Handlungsempfehlungen richten sich 
sowohl an politische Entscheidungsträger als auch an die Zivilgesellschaft und zielen darauf ab, den Antisemitismus in all 
seinen Erscheinungsformen wirksam zu bekämpfen.

Sicherheitsmaßnahme
n
Schutz jüdischer Einrichtungen 
verstärken

Rechtliche 
Maßnahmen

Strengere Durchsetzung 
und neue Gesetze Koordinierter Ansatz

Gegen Antisemitismus 
gesamtgesellschaftlich

Rechtliche und sicherheitspolitische Maßnahmen

Konsequente Anwendung 
bestehender Gesetze gegen 
Volksverhetzung, 
Holocaustleugnung und 
antisemitische Hassrede

Einrichtung spezialisierter 
Polizeieinheiten zur Bekämpfung 
antisemitischer Straftaten

Verstärkter Schutz jüdischer 
Einrichtungen und präventive 
Sicherheitskonzepte

Die rechtlichen Instrumente zur Bekämpfung von Antisemitismus in Deutschland sind grundsätzlich vorhanden, werden 
jedoch nicht konsequent angewendet. Staatsanwaltschaften sollten angewiesen werden, antisemitische Straftaten mit 
höchster Priorität zu verfolgen. Bei Demonstrationen, bei denen antisemitische Parolen zu erwarten sind, sollten 
Versammlungsbehörden strenge Auflagen erlassen oder bei konkreten Anhaltspunkten für schwerwiegende 
Rechtsverstöße Verbote aussprechen.

Die Bundesregierung sollte eine Gesetzesinitiative zur Verschärfung des Versammlungsrechts prüfen, die es ermöglicht, 
Demonstrationen präventiv zu untersagen, wenn bei früheren, thematisch ähnlichen Versammlungen schwerwiegende 
Rechtsverstöße dokumentiert wurden. Zudem sollte die Einbürgerung von Personen, die wegen antisemitischer Straftaten 
verurteilt wurden, grundsätzlich ausgeschlossen und bei schwerwiegenden Fällen auch eine Ausweisung geprüft werden.

Bildungspolitische Initiativen

Überarbeitung der Lehrpläne zur verstärkten Thematisierung von Antisemitismus, Holocaust und dem Nahostkonflikt

Spezielle Fortbildungsangebote für Lehrkräfte zum Umgang mit antisemitischen Äußerungen im Unterricht

Förderung von Begegnungsprojekten zwischen jüdischen und nichtjüdischen Jugendlichen

Integration des Themas Antisemitismus in die Integrationskurse für Migranten

Aufklärungskampagnen in sozialen Medien, die speziell junge Menschen ansprechen

Bildung ist ein Schlüsselelement im Kampf gegen Antisemitismus. Besonders wichtig ist dabei, antisemitische Narrative zu 
dekonstruieren und historische Fakten verständlich zu vermitteln. Dabei müssen die unterschiedlichen Quellen des 
Antisemitismus berücksichtigt werden 3 vom traditionellen rechtsextremen Antisemitismus über linksextremistischen 
Antizionismus bis hin zu islamistisch motiviertem Judenhass.

Gesellschaftlicher Dialog und Integration

Ein konstruktiver Dialog mit muslimischen Gemeinden ist unerlässlich, um islamistischen Antisemitismus zu bekämpfen. 
Dabei sollten moderate muslimische Vertreter als Partner gewonnen werden, die innerhalb ihrer Gemeinschaften gegen 
antisemitische Tendenzen arbeiten. Gleichzeitig muss die Zusammenarbeit mit islamischen Verbänden an klare 
Bedingungen geknüpft werden, darunter ein unmissverständliches Bekenntnis zum Existenzrecht Israels und die 
Ablehnung jeder Form von Antisemitismus.

Die Integrationspolitik muss grundlegend überdacht werden. Statt einer multikulturellen Parallelgesellschaft sollte das Ziel 
eine echte Integration sein, die auf der Akzeptanz der grundlegenden Werte des Grundgesetzes basiert. Dazu gehört 
insbesondere die Gleichheit aller Menschen unabhängig von Religion, Herkunft oder Geschlecht sowie die 
Religionsfreiheit. Diese Werte müssen als nicht verhandelbare Grundlage des Zusammenlebens vermittelt werden.

Digitale Strategien

Monitoring
Systematische Erfassung antisemitischer Inhalte in 
sozialen Medien durch spezialisierte Behörden

Strafverfolgung
Konsequente rechtliche Verfolgung strafbarer 
antisemitischer Äußerungen im digitalen Raum

Gegen-Narrative
Entwicklung und Verbreitung von Inhalten, die 
antisemitische Mythen widerlegen und Fakten 
vermitteln

Plattform-Verantwortung
Verstärkter Druck auf soziale Medien, antisemitische 
Inhalte zu erkennen und zu entfernen

Die Umsetzung dieser Maßnahmen erfordert politischen Mut und die Bereitschaft, auch unbequeme Wahrheiten 
anzusprechen. Die Bekämpfung des Antisemitismus darf nicht an politischer Korrektheit oder der Angst vor Stigmatisierung 
bestimmter Bevölkerungsgruppen scheitern. Vielmehr muss sie als gesamtgesellschaftliche Aufgabe verstanden werden, 
die im Interesse aller demokratisch gesinnten Bürgerinnen und Bürger liegt.



Fazit: Eine echte Zeitenwende im Kampf gegen 
Antisemitismus
Deutschland steht an einem Scheideweg. Die 
alarmierende Zunahme antisemitischer Vorfälle und die 
offenkundigen Defizite in der staatlichen Reaktion darauf 
erfordern eine grundlegende Neuausrichtung 3 eine echte 
Zeitenwende im Umgang mit Antisemitismus. Die mühsam 
errungenen Fortschritte in der Aufarbeitung der 
nationalsozialistischen Vergangenheit und der 
Bekämpfung antisemitischer Einstellungen drohen 
zunichte gemacht zu werden, wenn nicht entschlossen 
gehandelt wird.

Die besondere historische Verantwortung Deutschlands 
verpflichtet zu besonderer Wachsamkeit und 
Entschlossenheit. "Nie wieder" darf nicht zu einer leeren 
Phrase verkommen, sondern muss sich in konkretem 
Handeln manifestieren. Dies bedeutet, dass der Kampf 
gegen Antisemitismus absolute Priorität haben muss 3 
unabhängig davon, aus welcher politischen oder religiösen 
Richtung er kommt.

Die folgenden Grundsätze sollten dabei leitend sein:

Null-Toleranz
Antisemitismus in jeder Form muss konsequent 
bekämpft werden, unabhängig von seinem Ursprung 
oder seiner Begründung.

Klarheit
Die Grenzen zwischen legitimer Israelkritik und 
Antisemitismus müssen klar definiert und kommuniziert 
werden.

Konsequenz
Rechtliche Instrumente müssen vollumfänglich und ohne 
Zögern angewendet werden.

Prävention
Bildung und Dialog müssen als langfristige Strategien 
zur Bekämpfung antisemitischer Einstellungen gestärkt 
werden.

Der wiederaufflammende Antisemitismus ist nicht nur eine Bedrohung für die jüdische Gemeinschaft, sondern für die 
Grundwerte unserer demokratischen Gesellschaft insgesamt. Eine Gesellschaft, die zulässt, dass eine religiöse Minderheit 
in Angst leben muss, verliert ihre moralische Integrität und gefährdet den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Der Schutz 
jüdischen Lebens in Deutschland muss daher als unverhandelbarer Teil unserer politischen Identität verstanden werden.

Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.

Dieser erste Artikel unseres Grundgesetzes verpflichtet Staat und Gesellschaft, für die Sicherheit und Würde aller 
Menschen in Deutschland einzutreten 3 ohne Ausnahme und ohne Einschränkung. Dies bedeutet auch, dass religiöser 
Hass, Intoleranz und Gewalt keinen Platz in unserer Gesellschaft haben dürfen, unabhängig davon, welche kulturellen oder 
religiösen Traditionen zur Rechtfertigung herangezogen werden.

Die Freien Wähler bekennen sich zu dieser Verantwortung und werden auf allen politischen Ebenen für einen 
konsequenten Kampf gegen Antisemitismus eintreten. Wir sind überzeugt, dass Deutschland nur dann eine lebenswerte 
und zukunftsfähige Gesellschaft bleiben kann, wenn es gelingt, den gesellschaftlichen Konsens gegen Antisemitismus zu 
erneuern und zu stärken.

Die Zeit des Zögerns und der Zurückhaltung muss vorbei sein. Wir brauchen eine echte Zeitenwende im Umgang mit 
Antisemitismus 3 eine Zeitenwende, die von politischem Mut, klaren Worten und entschlossenem Handeln geprägt ist. Nur 
so können wir dem Vermächtnis unserer Geschichte gerecht werden und eine Gesellschaft gestalten, in der alle Menschen 
3 unabhängig von ihrer Religion, Herkunft oder Weltanschauung 3 in Würde und Sicherheit leben können.

Wir stehen an einem Wendepunkt. Die Entscheidungen, die wir heute treffen, werden darüber bestimmen, in welchem 
Deutschland wir morgen leben werden. Lassen Sie uns gemeinsam für ein Deutschland eintreten, das seinen historischen 
Verpflichtungen gerecht wird und in dem Antisemitismus keinen Platz hat.


